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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 222/11 B 
 
L 8 R 964/09 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 31 R 8226/07 (SG Berlin) 
 
 
 
……………… , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Februar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d  sowie den Richter Dr. K o l o c z e k  

und den Richter K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 17. Mai 2011 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 17.5.2011 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch der Klägerin auf 

Witwenrente aus der Versicherung ihres geschiedenen Ehemannes verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie beruft sich auf eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - der Beschluss von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hält folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

 "Muss bei der Prüfung der mehreren Voraussetzungen für das Vorliegen einer 'leeren 

Hülse' darauf abgestellt werden, ob zum Zeitpunkt der Scheidung kein rentenrechtlich 

relevanter Unterhaltsanspruch bestand oder muss nicht darauf abgestellt werden, ob 
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zum Zeitpunkt der Scheidung für einen späteren Zeitpunkt, zu dem der Unterhaltsver-

zicht wirksam wurde, auf keinen rentenrechtlichen relevanten Unterhaltsanspruch ver-

zichtet wurde."  

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn die 

Klägerin hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Anwendungsbereich einer revisiblen 

Norm (vgl § 162 SGG) gestellt, die der Senat mit "ja" oder "nein" beantworten könnte (vgl 

Senatsbeschluss vom 6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10; Beschluss vom 

5.11.2008 - B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 RdNr 7 sowie BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Sie 

lässt völlig offen, welche bundesrechtliche Norm jeweils mit Blick auf welche Bestimmung 

ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden. Die 

Formulierung einer abstrakten, aus sich heraus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch 

unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr die weiteren Voraussetzungen der 

Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 181). Keinesfalls gehört es zu den 

Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu untersuchen, ob sich aus ihm evtl eine 

entsprechende Rechtsfrage herausfiltern ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

Die Klägerin stellt zudem auch nicht den Lebenssachverhalt dar, von dem sie meint, dass das 

Revisionsgericht hiervon ausgehend zu ihrer Frage wird Stellung nehmen müssen. Erst der 

vom Berufungsgericht festgestellte Sachverhalt, an den das Revisionsgericht grundsätzlich 

gebunden ist (§ 163 SGG), individualisiert aber die als klärungsbedürftig behauptete rechtliche 

Problematik und versetzt das Beschwerdegericht in die Lage, die Klärungsfähigkeit der 

behaupteten Rechtsfrage in einem künftigen Revisionsverfahren festzustellen. Die bloße 

Mitteilung eines ohne Herkunftsangabe in der Beschwerdebegründung selbst formulierten 

Sachverhalts ist nicht geeignet, die mangelhafte Bezeichnung des vom Berufungsgericht 

festgestellten Sachverhalts zu kompensieren. Auch insofern obliegt es nicht dem BSG als 

Beschwerdegericht, die angegriffene Entscheidung selbst nach einschlägigen Feststellungen 

zu durchsuchen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

 

 

8 

9 

10 

11 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

